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Vorabentscheidungsersuchen des Varhoven administrativen sad (Bulgarien), eingereicht am 11. 
Mai 2022 — „Consortium Remi Group“ AD/Direktor na Direktsia „Obzhalvane i danachno-
osiguritelna praktika“ Varna pri Tsentralno upravlenie na Natsionalnata agentsia za prihodite

(Rechtssache C-314/22)

(2022/C 303/20)

Verfahrenssprache: Bulgarisch

Vorlegendes Gericht

Varhoven administrativen sad

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kassationsbeschwerdeführerin:„Consortium Remi Group“ AD

Kassationsbeschwerdegegner: Varna pri Tsentralno upravlenie na Natsionalnata agentsia za 
prihodite

Vorlagefragen

1.

Stehen bei Vorliegen einer Abweichung gemäß Art. 90 Abs. 2 der Mehrwertsteuerrichtlinie (1) der 
Neutralitätsgrundsatz und Art. 90 dieser Richtlinie einer nationalen Rechtsvorschrift wie Art. 129 
Abs. 1 Satz 2 des Danachno-osiguritelen protsesualen kodeks (Steuer- und 
Sozialversicherungsverfahrensordnung) entgegen, die eine Ausschlussfrist für die Stellung eines 
Antrags auf Verrechnung oder Erstattung der vom Steuerpflichtigen für die Lieferung von 
Gegenständen oder die Erbringung von Dienstleistungen in Rechnung gestellten Steuer bei 
vollständiger oder teilweiser Nichtbezahlung durch den Empfänger der Lieferung oder Leistung 
vorsieht?

2.



Ist unabhängig von der Antwort auf die erste Frage unter den Umständen des 
Ausgangsverfahrens zwingende Voraussetzung für die Anerkennung des Rechts auf Minderung 
der Steuerbemessungsgrundlage nach Art. 90 Abs. 1 der Mehrwertsteuerrichtlinie, dass der 
Steuerpflichtige die von ihm ausgestellte Rechnung bezüglich der ausgewiesenen Mehrwertsteuer 
wegen der vollständigen oder teilweisen Nichtzahlung des Preises der Lieferung oder Leistung 
durch den Rechnungsempfänger berichtigt, bevor er den Erstattungsantrag stellt?

3.

Je nach den Antworten auf die ersten beiden Fragen: Wie ist Art. 90 Abs. 1 der 
Mehrwertsteuerrichtlinie bei der Bestimmung des Zeitpunkts auszulegen, zu dem der Grund für die 
Minderung der Steuerbemessungsgrundlage entsteht, wenn ein Fall der vollständigen oder 
teilweisen Nichtzahlung des Preises vorliegt und wegen der Abweichung von Art. 90 Abs. 1 eine 
nationale Regelung fehlt?

4.

Wie sind die Erwägungen in den Urteilen vom 27. November 2017, Enzo Di Maura (C-246/16 (2), 
ECLI:EU:C:2017:887, Rn. 21 bis 27), und vom 3. Juli 2019 (UniCredit Leasing (C-242/18 (3), 
ECLI:EU:C:2019:558, Rn. 62 und 65), anzuwenden, wenn das bulgarische Recht keine speziellen 
Voraussetzungen für die Anwendung der Abweichung gemäß Art. 90 Abs. 2 der 
Mehrwertsteuerrichtlinie enthält?

5.

Stehen der Neutralitätsgrundsatz und Art. 90 der Mehrwertsteuerrichtlinie einer Steuer- und 
Versicherungspraxis entgegen, wonach bei Nichtbezahlung keine Berichtigung der in Rechnung 
gestellten Steuer zulässig ist, bevor der Empfänger des Gegenstands oder der Dienstleistung, 
sofern er ein Steuerpflichtiger ist, über die Annullierung der Steuer in Kenntnis gesetzt wird, damit 
der von ihm ursprünglich vorgenommene Abzug berichtigt wird?

6.

Lässt die Auslegung von Art. 90 Abs. 1 der Richtlinie die Annahme zu, dass ein mögliches Recht 
auf Minderung der Steuerbemessungsgrundlage bei vollständiger oder teilweiser Nichtbezahlung 
ein Recht auf Erstattung der vom Lieferer gezahlten Mehrwertsteuer zuzüglich Verzugszinsen 
begründet, und ab welchem Zeitpunkt?

(1)  Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame 
Mehrwertsteuersystem (ABl. 2006, L 347, S. 1).

(2)  ABl. 2018, C 22, S. 1.

(3)  ABl. 2019, C 305, S. 18.


